
deutschen Wahlen überlagert würden, trifft meines Erachtens 
nach nicht zu.

Es werden, da machen wir uns doch nichts vor, erstens die 
Wahlen zentral angeleitet werden und es wird bei beiden Wahlen 
um die gleichen Probleme gehen, die die Menschen jetzt haben. 
Die sind im Oktober nicht anders zu beschreiben als im Dezem­
ber.

Zweitens: Im Kern geht es um den schnellen wirtschaftlichen 
Aufbau und um die Überwindung von Unsicherheiten. Wir ha­
ben es erlebt, wie sich die Investoren verhalten. Der Beitritt al­
lein löst dieses Problem nicht. Eine Reihenfolge Beitritt, Land­
tagswahlen, gesamtdeutsche Wahlen und Regierungsbildung 
möglicherweise im Januar schafft kein Klima für Investitionsbe­
reitschaft. Viele Investoren wollen das Endergebnis wissen und 
sich dann entscheiden, und je länger das raus ist, desto billiger 
wird es für die Herren Investoren werden.

Drittens: Wer, wie z. B. Herr Ehmke von der SPD, sogar den so­
fortigen Beitritt verlangt, stellt den Einigungsvertrag überhaupt 
in Frage und läßt damit die Interessen der Menschen hier außer 
acht, die in diesem Einigungsvertrag für die Zukunft gesichert 
werden.

Ich will außerdem, daß wir die Länder bilden und nicht eine 
andere Regierung. Ein Beitritt vor den Wahlen und sogar vor 
der Länderbildung würde - die Vorstellung der SPD - bedeu­
ten, die Volkskammer müßte aus ihrer Mitte nach einem Bon- 
ner Gesetz Abgeordnete in den Bundestag entsenden, die dafür 
nicht von der Bevölkerung gewählt sind. Ich meine, die Volks­
kammer sollte in würdiger und in besserer Form ihre Arbeit 
beenden, als daß ein Drittel nach Bonn geht und zwei Drittel 
nach Hause.

(Beifall bei CDU/DA)

In Bonn würde für die Übergangszeit ohnehin nur ein Notpar­
lament tagen, und es würden keine wichtigen Entscheidungen 
getroffen werden können, bevor nicht ein insgesamt legitimier­
ter Souverän gewählt ist.

Das Grundgesetz müßte im übrigen an dieser Stelle auch ge­
ändert werden, und das ginge wohl dann bedenkenlos, damit die 
DDR dann als ein Bundesland wenigstens fünf Stimmen im Bun­
desrat bekäme; denn erst, wenn die fünf Länder gewählt sind, 
werden es wohl die 20 werden.

Ich will, daß nach der Länderbildung die Stimmen von fünf 
Ländern im Bundesrat zur Wirkung kommen können. Außer­
dem möchte ich nicht ausschließen, daß die vorübergehende Ab­
ordnung nach Bonn dann für einige die Begründung liefert, als 
Regierungssitz habe sich Bonn schon gewissermaßen ausgewie- 

^ sen und sei beizubehalten.

(Heiterkeit bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

Fünftens: Lassen Sie mich noch einen Grund hinzufügen. 
Stellen Sie sich vor, der Einigungsprozeß wäre vor einem Jahr 
oder vor zwei Jahren in Gang gekommen. Dann wäre es doch 
selbstverständlich gewesen, die Legislaturperiode des Bundes­
tages vorzeitig zu beenden, um frühzeitig gesamtdeutsche Wah­
len abzuhalten.

Fristen können doch wohl nicht wichtiger gemacht werden 
oder sein als die im Grundgesetz geforderte Schaffung der Ein­
heit Deutschlands.

(Beifall bei CDU/DA)

Ich meine, daß wir diese Frage schnell klären müssen, damit 
die Sacharbeit wirklich von den Bürgern erkannt werden kann, 
und es ist mehr geleistet worden, auch von dieser Regierung als 
heute hier angezeigt werden wollte.

Ich fordere in dieser Stunde von allen Beteiligten die Verant­
wortung für das Ganze noch zu sehen und auch wahrzunehmen. 
Ich will nur drei wichtige Aspekte nennen.

Mit großem Ernst, und das hat Kollege Reichenbach vorhin 
schon getan, fordere ich die Sozialpartner auf, bei den Tarifver­
handlungen Maß zu halten und die Leistungskraft der Betriebe 
nicht zu überfordern.

(Vereinzelt Beifall)

Bezahlbare Arbeitsplätze sind wichtiger als unbezahlbare 
Lohnforderungen.

(Beifall bei CDU/DA)

Zweitens: Mit Nachdruck fordere ich von allen Verantwortli­
chen, auch die Entfaltung der sozialen Marktwirtschaft nicht bü­
rokratisch zu hintertreiben. Auch das erleben wir noch in den 
Kommunen und Gemeinden.

Den Bedarf bestimmt der Verbraucher und nicht die Verwal­
tung. Während viele gute Arbeit leisten, glauben manche alten 
Funktionäre, die die Wirtschaft ruiniert haben, sie könnten jetzt 
als Geschäftsführer, Arbeitsamtsleiter oder Personalchef neues 
Mißtrauen verbreiten oder gar die Entwicklung sabotieren.

Ich bitte gleichzeitig - und das ist eine wichtige Frage, auch die 
sollten wir hier bei uns bedenken - um gegenseitige Rücksicht 
und Besonnenheit insbesondere im Umgang mit Fremden, seien 
es Gäste, Durchreisende, Ausländer oder auch die sowjetischen 
Soldaten, deren Funktion heute eine ganz andere ist, als sie 
40 Jahre war, und deren Ziel es ist, unser Land in absehbarer Zeit 
zu verlassen.

Wir müssen auf das achten, was wir als menschliche Werte in 
diesen Einigungsprozeß einbringen wollen, und können uns 
nicht an solchen Punkten verschleißen.

(Beifall bei der Koalition)

Wir erleben und gestalten ein wichtiges Kapitel unserer Ge­
schichte. Wir alle stellen Weichen für die nächsten Generatio­
nen. Wir haben dabei die Verpflichtung, unser Tun hier und heu­
te an diesem Maßstab auszurichten und nach besten Kräften 
darauf hinzuwirken, daß die Zukunft geprägt wird von Freiheit 
und Frieden nach innen und außen, von sozialer Gerechtigkeit, 
von wirtschaftlichen Chancen für alle und vom menschlichen 
Umgang miteinander.

Vor diesem weiträumigen Hintergrund ist mancher Streit um 
Tagesvorteile und ihre öffentliche Herausstellung meines 
Erachtens nicht zu verstehen. Wir laufen nämlich die Gefahr, 
Großes klein zu reden und ernste Debatten nicht so zu führen, 
wie die Themen es uns gebieten würden.

(Beifall bei der Koalition)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Als nächster spricht von der Fraktion Bündnis 90/Grüne der 
Abgeordnete Tschiche.

T s c h i c h e für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was 
wir hier erlebt haben in diesen Stunden, war ein Schaukampf. Es 
liefen die politischen Machtkämpfe zwischen den unterschiedli­
chen Gruppierungen in diesem Parlament, während wir in dem 
Land, in dem wir im Augenblick noch leben, erleben müssen, daß 
die Wirtschaft am Boden liegt, daß die sozialen Unruhen steigen, 
daß in der Landwirtschaft niemand aus noch ein weiß.

Wir befinden uns also in einer außerordentlich schwierigen Si­
tuation, und ich habe den Eindruck, daß die Regierung jetzt 
fluchtartig den untergehenden Dampfer verlassen will und sich 
in Richtung Bundesrepublik abzusetzen droht. Das darf auf kei­
nen Fall passieren! Ich denke, wir sind am 18. März damit ange­
treten, Konditionen auszuhandeln, die für die Bevölkerung in 
diesem Lande sozial erträglich sind.
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